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In den Erläuterungen, Allgemeiner Teil, zur Regierungsvorlage (1096 der Beilagen 
XXI GP) wird einleitend ausgeführt: 
 

„Das Protokoll ‚Bodenschutz’ als Durchführungsprotokoll zur Implementierung 
der Alpenkonvention hat gesetzesändernden bzw. gesetzesergänzenden 
Charakter und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs. 1 B-VG der Genehmigung 
durch den Nationalrat. Es hat nicht politischen Charakter und ist der 
unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Rechtsbereich zugänglich, 
sodass eine Erlassung von Gesetzen gemäß Artikel 50 Abs. 2 B-VG nicht 
erforderlich ist. Das Protokoll enthält keine verfassungsändernden 
Bestimmungen. Da es auch Angelegenheiten des selbständigen 
Wirkungsbereiches der Länder regelt, ist gemäß Art. 50 Abs. 1 letzter Satz  
B-VG die Zustimmung des Bundesrates erforderlich.“ 

 
Im Abschnitt „Umsetzung“ der Erläuterungen sind konkrete Umsetzungserfordernisse 
angeführt, die Erlassung von Gesetzen ist nicht genannt und würde auch inhaltlich 
den Ausführungen im Allgemeinen Teil widersprechen. 
 
Im Sinne der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes zur 
unmittelbaren Anwendbarkeit von Staatsverträgen (vgl. VfSlg. 12558/1990 ua) ergibt 
auch die weitere inhaltliche Prüfung sowohl der Alpenkonvention als auch des 
ProtBo keinen Hinweis darauf, dass die unmittelbare Anwendbarkeit ausgeschlossen 
sein soll (VfGH B 1049/03). 
 
Die Frage, ob dem Bestimmtheitsgebot in Art 14 Abs. 1 ProtBo Rechnung getragen 
wird, ist ebenfalls  zu bejahen. Aus dem oben wiedergegebenen Wortlaut „….und in 
labilen Gebieten nicht erteilt werden“ ist eindeutig der Wille der Vertragsstaaten 
erkennbar, dass in labilen Gebieten Genehmigungen für Skipisten nicht erteilt 
werden sollen.  
 
Ob der Wortfolge „labile Gebiete“ in den einzelnen Vertragssprachen dieselbe 
inhaltliche Bedeutung zukommt, wurde durch Vergleich der Bedeutungen der in den 
italienischen und französischen Vertragsversionen verwendeten Ausdrücke geprüft. 
Diese Prüfung erfolgte unter Zuhilfenahme von European Terminology Database, 
einer online zugänglichen Übersetzungshilfe der Generaldirektion Übersetzung der 
Europäischen Kommission. Diese Übersetzungshilfe beinhaltet die Amtssprachen 
Deutsch, Französisch und Italienisch. 
 
In der italienischen Vertragsversion wird von „terreni instabili“ gesprochen. Diese 
Wortfolge bedeutet inhaltlich  ua „Rutschhang, Rutschboden, Rutschterrain“. In der 
französischen Vertragsversion wird von „terrain instable“ gesprochen. Diese 
Wortfolge wird nach der oben angeführten Übersetzungshilfe mit den Begriffen 
„Rutschhang, Rutschterrain“ gleichgesetzt. Es ist daher auf Grund der angeführten 
Vergleiche davon auszugehen, dass in sämtlichen Vertragsversionen die für den 
Begriff „labile Gebiete“ verwendeten Wortfolgen dieselbe inhaltliche Bedeutung 
haben. 
 
Während die Möglichkeit der Errichtung von Schipisten in Schutzwäldern bei 
Festlegung von Ausgleichsmaßnahmen gegeben ist, besteht bei der Errichtung in 
labilen Gebieten keine solche Möglichkeit, auch nicht bei Vorschreibung von 
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Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen - wie im Falle der Berührung von 
Schutzwäldern – ist in den für labile Gebiete anzuwendenden Regelungen nicht 
vorgesehen. 
 
Von der Konsenswerberin wurden dem Umweltsenat „Grundlagen aus geologischer 
und geotechnischer Sicht“ übermittelt. Darin werden von den auch im 
erstinstanzlichen Verfahren mitwirkenden Amtssachverständigen für Geologie sowie 
für Geotechnik allgemeine Betrachtungen angestellt, wann ein Gebiet als „labil“ 
anzusehen ist. Diese Unterlage ist allgemeiner Natur und hat keinen Bezug zum 
konkreten Vorhaben. 
 
Im erstinstanzlichen Verfahren ist diese Frage nach Auffassung des Umweltsenates 
ausreichend klar von den beigezogenen Sachverständigen beurteilt worden. So 
kommt beispielsweise in der Zusammenfassung des 
Umweltverträglichkeitsgutachtens der Georisikogruppe einleitend sowie im Resümee 
Folgendes zum Ausdruck: 
 

„Wesentliche Bauteile des Projektes werden in geologisch ungünstigem 
Gelände errichtet, weil ein Großteil des Projektgebietes von aktiven 
Hangbewegungen betroffen ist. Zusätzlich wirken sich die geplanten 
umfangreichen Baumaßnahmen und der Betrieb der Anlagen auf die sensiblen 
Einzugsgebiete und Hangbereiche aus.“ 

 
Diese vorstehend wiedergegebene Sachverständigenbeurteilung berücksichtigt 
projektbezogen die gegebenen örtlichen geologischen Verhältnisse, die vorgelegten 
Grundlagen befassen sich hingegen mit dieser Frage ohne Bezug auf das 
vorliegende Projekt. Diesen Grundlagen kommt keinerlei Verbindlichkeit zu, sie 
stellen lediglich eine mögliche Entscheidungshilfe für die Behörden zur Frage der 
Bewilligungsfähigkeit von Schipisten im Lichte der Alpenkonvention dar. 
 
Die vorliegende Entscheidung bedeutet jedoch nicht, dass das Vorhaben nach 
entsprechender Modifikation insoferne, als dadurch nicht mehr labile Gebiete 
betroffen werden, keinem neuerlichen Genehmigungsverfahren durch die Behörde 
erster Instanz unterzogen werden könnte.  
 
 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g : 
 
Gegen diesen Bescheid ist kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. 
 
 

H i n w e i s : 
 
Es besteht die Möglichkeit, binnen sechs Wochen ab Zustellung dieses Bescheides 
Beschwerde an den Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Ein-
bringung einer derartigen Beschwerde bedarf der Unterschrift eines Rechtsanwaltes. 
Solche Beschwerden sind mit je € 180 zu vergebühren (§ 17a VfGG bzw. § 24 Abs. 3 
VwGG). 
 
 
 


